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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 6 Ausgegeben Danzig, den 19. Februar 1930 
Inhalt. Verordnung über die Entſchädigung der Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensperſonen (S. 57) 
Verordnung über die Verſicherung der in der Kauffahrteiflotte, auf Kabeldampfern und Schulſchiffen ſowie in der 
Hochſeefiſchereiflotte beſchäftigten, nach dem Vierten Buche der Reichsverſicherungsordnung verſicherungspflichtigen Perſonen 
(S. 57). — Verordnung betreffend Neuregelung des Beitragsverfahrens in der Krankenverſicherung ber unſtändig 


Beichäjtigten, die in der Stadtgemeinde Danzig ihren Wohnort haben oder dort beſchäftigt werden (S. 58). — Bekannt⸗ 
machung über die Haftung der Freien Stadt Danzig für ihre Beam en ge enüber Angehörigen des Deutſchen Reiches (S. 57). 


10 Verordnung 
über die Entſchädigung der Schöffen, Geschworenen und Vertrauens perſonen. 
Vom 2. 2. 1930. 
Auf Grund des $ 55 Abſ. 2 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes wird angeordnet: 
a Artikel 1. 

In der Verordnung über die Entſchädigung der Schöffen, Geſchworenen und Vertrauensperſonen 
vom 29. November 1922 — Geſetzbl. S. 538 in der Faſſung der Verordnung vom 2. November 
1923 Geſetzbl. S. 1190 — wird $ 3 Ziffer 1 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 

1. bei Wegeſtrecken, die auf Eiſenbahnen, Schiffen, Kraftpoſten oder ſonſtigen regelmäßig fah— 
renden Verkehrsmitteln zurückgelegt ſind oder hätten zurückgelegt werden können, die wirklich 
erwachſenen Auslagen einſchließlich der Koſten für Beförderung und Verſicherung des not⸗ 
wendigen Gepäcks, jedoch bei Eiſenbahnen, Kleinbahnen oder Schiffen höchſtens den Fahrpreis 
der 2. Wagenklaſſe oder 1. Schiffsklaſſe. Daneben können Zuſchläge erſtattet werden für die 
Benutzung von Schnellzügen, wenn ſie nach Lage der Verkehrsgelegenheiten erforderlich iſt, 
oder wenn dadurch die Reiſe und die Abweſenheit vom Wohnort derartig abgekürzt wird, 
daß eine Minderausgabe an Entſchädigung für Verdienſtausfall, Aufwandsentſchädigung und 
Übernachtungsgeld entſteht. a 5 

8 Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 2. Februar 1930. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Evert. 


11 g Verordnung 
über die Verſicherung der in der Kauffahrteiflotte, auf Kabeldampfern und Schulſchiffen ſowie in der 
Hochſeefiſchereiflotte beſchäftigten, nach dem Vierten Buche der Reichsverſicherungsordnung verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perſonen. 
Vom 11. 2. 1930. 


Auf Grund des $ 1245 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung wird folgendes beſtimmt: 


34 
Es ſind zu verſichern 
Jungen in der Großſchiffahrt ſowie auf Schleppern, Leichtern und He— 
ringsloggern; Jungmänner und Halbmänner in der Großſchiffahrt; 
Jüngſte auf Heringsloggern; Leichtmatroſen auf Schleppern und Leichtern in Lohnklaſſe IV 
Leichtmatroſen in der Großſchiffahrt und auf Fiſchdampfern; Leichtmatroſen 
als Köche auf Schleppern und Leichtern, Meßraumſtewards und Alteſte 
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Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1930 in Kraft. Mit dem gleichen Tage 
treten die Beſtimmungen der Verordnung über die Verſicherung der in der Kauffahrteiflotte, auf 
Kabeldampfern und Schulſchiffen ſowie in der Hochſeefiſchereiflotte beſchäftigten, nach dem Vierten 
Buche der Reichsverſicherungsordnung verſicherungspflichtigen Perſonen vom 25. Mai 1928 (Geſetzbl. 
S. 77) außer Kraft. 


Danzig, den 11. Februar 1930. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski-Kaiſer. 


12 Verordnung 
betreffend Neuregelung des Beitragsverfahrens in der Krankenverſicherung der unſtändig Beſchäftigten, 
die in der Stadtgemeinde Danzig ihren Wohnort haben oder dokt beſchäftigt werden. 
Vom 11. 2. 1930. 


Gemäß $ 458 der Reichsverſicherungsordnung wird folgendes beſtimmt: 


8 ö 5 

Die unſtändig Beſchäftigten, welche krankenverſicherungspflichtig find, nicht Mitglieder einer an— 
deren Krankenkaſſe geblieben ſind und in der Stadtgemeinde Danzig ihren Wohnort haben oder 
dort beſchäftigt werden, haben ſich ſelbſt bei der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe in Danzig zur Ein— 
tragung in das Mitgliederverzeichnis und zur Ausſtellung einer Ausweiskarte anzumelden. 

Wenn ein unſtändig Beſchäftigter, welcher als ſolcher in das Mitgliederverzeichnis der Allgemeinen 
Ortskrankenkaſſe in Danzig eingetragen iſt, zu einer ſtändigen Beſchäftigung übergeht oder ſeinen 
Beruf als unſtändiger Arbeiter aufgibt, ſo hat er ſich unverzüglich bei der Kaſſe abzumelden und ſeine 
Ausweiskarte abzuliefern. f 

Nimmt er nach Abmeldung die unſtändige Beſchäftigung wieder auf, ſo hat er ſich ſofort wieder 
anzumelden. 

a § 2. 

Die Beiträge werden von den Verſicherten, ihren Arbeitgebern und der Stadtgemeinde Danzig 
in der Weiſe aufgebracht, daß der Verſicherte zwei Drittel des Beitrages für volle Kalenderwochen, 
der Arbeitgeber ein Drittel des Beitrages für jeden Tag der Beſchäftigung und die Stadtgemeinde 
Danzig ein Drittel des Beitrages für diejenigen Wochentage entrichtet, während welcher der Ver— 
ſicherte vorübergehend ohne Beſchäftigung war. Die Verpflichtung der Stadtgemeinde Danzig zur 
Entrichtung von Beiträgen tritt erſt nach Aufnahme der unſtändigen Beſchäftigung ein. 


§ 3. 

Die Verſicherten und ihre Arbeitgeber entrichten ihre Beitragsteile durch Einkleben von Marken 
in die Ausweiskarten der Verſicherten. Die Marken gibt die Kaſſe aus. Das Verſicherungsamt Danzig 
beſtimmt die Einrichtung der Ausweiskarten und die Unterſchiedsmerkmale der Marken. 

Die Verſicherten haben die Ausweiskarten, welche höchſtens für vier Monate Gültigkeit haben, im 
Laufe der Monate April, Juli, Oktober und Januar bei der Kaſſe zum Umtauſch einzureichen. 
Sie können gegen Entrichtung einer Gebühr, welche der Vorſtand der Kaſſe feſtſetzt, ſtets eine neue 
Karte verlangen, wenn ſie die alte Karte zurückgeben oder glaubhaft machen, daß ihnen die Karte ab— 
handen gekommen iſt. i 

ö § 4. 

Die Arbeitgeber haben für jeden Tag der Beſchäftigung am Schluſſe derſelben in der Ausweis— 
karte eine für den Tagesbeitrag geltende Marke (Tagesmarke) der auf der Ausweiskarte vermerkten 
Lohnſtufe zu entrichten. Jede Marke iſt in dasjenige Feld der Ausweiskarte einzukleben, in dem der 
Kalendertag bezeichnet iſt, für den der Beitrag gelten ſoll. 

Die Verſicherten haben bei Aufnahme unſtändiger Beſchäftigung für die laufende Woche und 
ſpäter für jede fernere Woche zu Beginn derſelben am Montag eine für die Kalenderwoche geltende 
Marke (Wochenmarke) ihrer Lohnſtufe in das mit dieſem Wochentage bezeichnete Feld der Ausweis— 
karte einzukleben. Hat der Verſicherte dies unterlaſſen, ſo hat derjenige Arbeitgeber, welcher den 
Verſicherten in der Woche zuerſt beſchäftigt, für ihn die Wochenmarke für die laufende Woche ein— 
zukleben, falls der verdiente Lohn hierzu ausreicht. Der Arbeitgeber iſt in dieſem Falle berechtigt, 
den verauslagten Betrag vom Lohn abzuziehen. 


59 

Jede Marke iſt bei ihrer Verwendung dadurch zu entwerten, daß mit Tinte oder Tintenſtift das 
Datum in Ziffern geſchrieben wird, an dem die Verwendung erfolgt oder erfolgen ſoll. Hat der Ver⸗ 
ſicherte die Entwertung unterlaſſen, ſo hat der Arbeitgeber ſie vorzunehmen. 


8:5. 

Der Verſicherte hat bei Antritt der Beſchäftigung die Ausweiskarte dem Arbeitgeber zu über- 
geben. Der Arbeitgeber hat ihn dazu anzuhalten. Unterläßt es der Verſicherte, ihm die Karte aus— 
zuhändigen, oder iſt die vorgelegte Karte wegen Ablaufs der Gültigkeitsdauer ungültig, ſo iſt der 
Arbeitgeber verpflichtet, unverzüglich innerhalb der Beſchäftigungsdauer eine gültige Karte zu be— 
ſchaffen, wenn er den Verſicherten trotzdem in Beſchäftigung nimmt. Bei Beendigung der Beſchäf⸗ 
tigung hat der Arbeitgeber dem Verſicherten die Karte unaufgefordert wieder zurückzugeben. 


§ 6. 
Die Kaſſe hat vor der Ausſtellung der erſten Ausweiskarte zu prüfen, ob die Vorausſetzungen für 
die Eintragung in das Mitgliederverzeichnis der unſtändig Beſchäftigten vorliegen. 
Der Wohnort iſt durch den polizeilichen Meldeſchein nachzuweiſen. In der Regel genügen für den 
Nachweis, daß der Antragſteller berufsmäßig und nicht nur vorübergehend unſtändige Beſchäftigung 
hat oder ſucht, ſeine eigenen glaubhaften Angaben, daß er auf ſolche Arbeiten angewieſen, körperlich 


dazu fähig iſt und ſchon früher Arbeiten gleicher Art, ſei es in ſtändiger, ſei es in unſtändiger Be— f 


Beſchäftigung, verrichtet hat. Ergeben ſich Zweifel darüber, ſo hat der Antragſteller Beſcheinigungen der 
Arbeitgeber, bei denen er früher beſchäftigt war oder bei denen er bei Bedarf in Beſchäftigung treten 
kann, vorzulegen. 

Bei Ausſtellung der erſten Karte ſind die Verſicherten darüber zu belehren, daß ſie Marken erſt 
verwenden dürfen, wenn ſie Arbeit gefunden haben. 

Wird die Ausſtellung einer Karte abgelehnt, ſo kann der Antragſteller ſich darüber beim Der: 
ſicherungsamt beſchweren. 

8 

Beim Umtauſch der Ausweiskarte hat der Verſicherte auf Verlangen einen polizeilichen Meldeſchein 
vorzulegen. Dabei hat die Kaſſe den Inhalt der Karte darauf zu prüfen, ob die Beitragsverwendung 
ordnungsmäßig erfolgt iſt, und im beſonderen darauf zu achten, ob Arbeitgeber die Verwendung von 
Tagesmarken unterlaſſen haben. Dies iſt zu vermuten, wenn für den Zeitraum der Gültigkeit der 
Karte weniger als durchschnittlich zwei Tagesmarken in einer Woche oder für mehr als vier zuſammen— 
hängende Wochen keine Tagesmarken verwendet find; In dieſen Fällen iſt zur Herbeiführung der 
nachträglichen Beitragsentrichtung der Verſicherte zu Protokoll ſachdienlich über ſeine Arbeitsverhält⸗ 
niſſe zu betragen. d 

Die zurückgegebene Karte iſt mit einem Vermerk über den Umtauſch oder die Löſchung und dem 
Tagesſtempel des Eingangs zu verſehen. 

5 8 8. 

Die Kaſſe hat darauf zu achten, daß die ausgeſtellten Karten rechtzeitig zum Umtauſch vorgelegt 
werden. Iſt die Kaſſe nicht rechtzeitig zum Umtauſch eingereicht, oder nicht rechtzeitig die Ausſtellung 
einer neuen Karte für eine abhanden gekommene Karte beantragt, ſo iſt der Verſicherte auf den Tag 
des Ablaufs ihrer Gültigkeitsdauer im Mitglieder verzeichnis zu löſchen. Ergibt ſich bei den Ermitt— 
lungen zur Einziehung der Karte oder aus anderem Anlaß, daß der Verſicherte verzogen oder geſtorben 
iſt, daß er ſeinen Beruf als unſtändiger Arbeiter aufgegeben hat oder in eine ſtändige Beſchäftigung 
übergetreten iſt, ſo hat die Löſchung zu erfolgen. 

Werden Karten durch die Poſt oder durch dritte Perſonen eingeliefert, ohne daß der Grund der 
Rückgabe angegeben iſt oder angegeben werden kann, ſo iſt zunächſt von der Ausſtellung einer Folge— 
larte abzuſehen und der Verſicherte zur Feſtſtellung ſeines Verſicherungsverhältniſſes vorzuladen. 

Muß die Ausſtellung einer Folgekarte verweigert werden, ſo kann der Verſicherte verlangen, daß 
ihm eine neue erſte Karte ausgeſtellt wird, wenn er durch Beſcheinigungen von Arbeitgebern nachweiſt, 
daß er Ausſicht hat, bei dieſen wieder unſtändige Beſchäftigung zu finden. War er bereits im Mit- 


gliederverzeichnis gelöſcht, ſo iſt er alsdann von neuem einzutragen. Späteſtens nach vier Wochen 


ſeit Ausgabe der Karte iſt das Verſicherungsverhältnis dieſer Perſonen erneut zu prüfen. 


8 9. N 
Die Berechnung der von der Stadtgemeinde Danzig zu entrichtenden Beitragsteile ($ 2) erfolgt 
auf Grund der Markenbeſtandsbücher der Kaſſe monatlich in der Weiſe, daß die Hälfte des Wertes der 
im letzten Monat verkauften Wochenmarken um den Wert der in demſelben Monat verkauften Tages⸗ 


nn 
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marken vermindert wird. Die für zurückliegende Zeiten in den Karten vernichteten Marken werden 
nicht berückſichtigt. Den hiernach von der Stadtgemeinde Danzig zu erſtattenden Betrag hat das 
Verſicherungsamt Danzig zu prüfen und feſtzuſtellen. Das Verſicherungsamt tann für die Einrichtung 
und Führung der Markenbeſtandsbücher nähere Beſtimmungen treffen. 

§ 10. 

Wenn Karten zerſtört, verloren gegangen oder abhanden gekommen ſind, ſo ſind nachweisbare Bei— 
träge in die neue Karte oder die Folgekarte beglaubigt zu übertragen. Kann der Verſicherte die 
geſchehene Verwendung der Marken nicht nachweiſen, ſo iſt zu vermuten, daß Beiträge in der Karte 
nicht verwendet worden ſind. Kann der Verſicherte nachweiſen, daß er während der Gültigkeitsdauer 
der Karte verſicherungspflichtig beſchäftigt war, ohne daß Marken verwendet worden ſind, jo it 


für die nachträgliche Verwendung der Marken Sorge zu tragen. 


§ 11. 

Die Karte darf nur die behördlich vorgeſchriebenen Angaben enthalten und keine beſonderen 
Merkmale tragen; vor allem darf aus ihr nichts über Führung oder Leiſtungen des Inhabers zu 
entnehmen ſein. Karten, die dagegen verſtoßen, hat jede Behörde, der ſie zugehen, einzubehalten und 
der Kaſſe zu überſenden. 

Niemand darf eine Ausweiskarte wider den Willen des Inhabers zurückbehalten. Dies gilt nicht 


für die Kaſſe, wenn ſie die Karten zwecks Umtauſch, Erneuerung oder Beitragsüberwachung zurückbehält. 


Auf Verlangen iſt eine Erſatzkarte auszuſtellen. 
§ 12. 

Arbeitgeber, die es entgegen den Vorſchriften des S 4 unterlaſſen, die richtigen Marken recht- 
zeitig zu verwenden oder zu entwerten, oder welche den Vorſchriften der SS 5 und 11 zuwiderhandeln, 
ſowie Verſicherte, welche es unterlaſſen, ſich eine Ausweiskarte ausſtellen zu laſſen oder dem Arbeit— 
geber vorzulegen oder welche ſie nicht rechtzeitig zum Umtauſch einreichen oder welche der Verpflich— 
tung zur Entrichtung und Entwertung von Beitragsmarken zuwiderhandeln (S8 15) können nach 
Maßgabe des 8 530 der Reichsverſicherungsordnung beſtraft werden. 

Dieſe Strafen verhängt das Verſicherungsamt Danzig. Auf die innerhalb eines Monats einzu— 
reichende Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt endgültig. 

§ 13. 

Im übrigen gelten für die Verſicherung der unſtändig Beſchäftigten die Beſtimmungen der SS 441 

bis 452 und 457 der Reichsverſicherungsordnung. ö 
8 14. 

Dieſe Witt unge treten am 1. April 1930 in Kraft. 

Die Entrichtung von Beiträgen in anderer Form als durch Verwendung von Marken iſt von 
dieſem Tage ab nicht mehr zuläſſig. 

Danzig, den 11. Februar 1930. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Wiercinski-Kaiſer. 8 


13 Bekanntmachung 
über die Haftung der Freien Stadt Danzig für ihre Beamten gegenüber Angehörigen 
des Deutſchen Reiches. 
N Vom 12. 2. 1930. 
Auf Grund der SS 7 der in der Freien Stadt Danzig geltenden Staatshaftungsgeſetze vom 
1. Auguſt 1909 (Geſetzſammlung 1909 Seite 691) und vom 22. Mai 1910 (Reichsgeſetzblatt 1910 
Seite 798) wird bekanntgemacht, daß durch die im . 9 geltende Geſetzgebung die Gegen— 
ſeitigkeit verbürgt iſt. 
Danzig, am 12. Februar 1930. i 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Evert. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


